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Rosa Luxemburg und die Diskussion über das Selbstbestimmungsrecht der Nationen in der internationalen Sozialdemokratie

Nationalismus oder Internationalismus? Dieses Dilemma war eines der vielen theoretischen Probleme, worüber am meinsten in der internationalen Sozialdemokratie um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert diskutiert wurde.

Die Nationalfrage war zuerst für die Marxisten nicht von besonders großer Bedeutung. Erst am Anfang des 20. Jahrhunderts setzten sie sich mit dieser Frage auseinander
.
Der russische Historiograph Ja. Drabkin hält das Problem des Selbstbestimmungsrechts der Nationen für eine der  Hauptursachen der Spaltung der Russischen Sozialdemokratischen Arbeitspartei (SDAPR) 1903. Aus diesem Grunde trat auch die SDKPiL der SDAPR nicht bei.

Die linken Sizialdemokraten folgten dem Prinzip, nach dem der internationale Geist den nationalen dominieren sollte. Das ließ aber die Linken das Aufkeimen des Nationalismus übersehen, den sie für einen Anachronismus hielten.

Die linken Sozialdemokraten überschätzen in ihren theoretischen Forschungen den Grad des Selbstbewusstseins der Arbeiter. Dabei wollten sie nicht Eduard Bernstein Recht geben, indem er über die Schichtung der Arbeitsklasse um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert diskutierte. Diese Schichtung bedeutete, dass verschiedene Arbeitsgruppen unterschiedliche Ziele und Aufgaben verfolgten
.

Die linken Sozialdemokraten waren eine oppositionell gestimmte Minderheit in der SPD. Sie bemühten sich aber nicht, ihre eigene Partei zu gründen, deshalb konnten sie mit jeder möglichen Unterstützung der Arbeiter nicht rechnen. Darüber hinaus gruppierten sich viele linke Sozialdemokraten um bestimmte örtliche Zeitungen und bildeten auf solche Weise einige „Fraktionen“ der Linken. Z.B. in Berlin waren R. Luxemburg, F. Mehring und K. Liebknecht tätig; in Bremen – A. Henke, W. Piek, I. Kniff, K. Radek und  A. Pannekuk; in Stuttgart – F. Westmeier und K. Zetkin; in Hamburg – H. Laufenberg und F. Wolfheim.

Russische Sozialdemokratie meinte, dass die linken Sozialdemokraten durch die Ignorierung der Nationalfrage in eine Sackgasse geraten waren, was negative Konsequenzen für politisches Leben sowohl in Polen als auch in Deutschland hatte. Deshalb begannen die russischen Sozialdemokraten über das Selbstbestimmungsrecht der Nationen zu diskutieren, um ihren Kollegen zu zeigen, wie gefährlich die ungelöste Nationalfrage sein könnte. Dieses Problem blieb für lange Zeit Streitpunkt für die Sozialdemokraten Polens, Deutschlands und Russlands.

Das Selbstbestimmungsrecht der Nationen wurde auf dem Londoner internationalen Kongress der Sozialdemokratie 1896 definiert. Der Kongreß erklärte, "..., daß er für volles Selbstbestimmungsrecht aller Nationen eintritt und mit den Arbeitern eines jeden Landes sympathisiert, das gegenwärtig unter dem Joch des militärischen, nationalen oder anderen Despotismus leidet
.“ Das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen wurde später zu einem der wichtigsten Schwerpunkte des Parteiprogramms der russischen Sozialdemokraten, vor allem der Bolschewiki und der Sozialrevolutionäre. Somit war die russische Partei die einzige, die die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen in ihrem Programm verankerte, so R. Luxemburg
.

 Polnische Sozialisten machten aber Rosa Luxemburg darauf aufmerksam, dass sie die Nationalrage  außer Acht lasse. Sie vertraten dabei die Meinung, dass die Forderung nach dem Wiederaufbau des autonomen polnischen Staats kein Verbrechen sei
.

1908 wurde ein großer Artikel Rosa Luxemburgs in der Zeitung „Sozialdemokratische Rundschau“ veröffentlicht, wo sie sich mit der Nationalfrage auseinandersetzte.

In ihrem Artikel versuchte sie zu beweisen, dass die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen und die Bildung autonomer Staaten zur Grenzberichtigung aller Staaten  und zum Chaos in den Beziehungen aller Länder beitragen würde. Außerdem sei das ein Betrug der Arbeiter, denn dadurch enstehende Nationalschranken würden letzten Endes menschliche Kontakte verhindern, so Rosa Luxemburg. Aber sie ließ dabei die Schichtung der Arbeitsklasse außer Acht, sie hielt die Arbeiter für eine homogene Masse, die gleich denken sollte. Deshalb hielt Rosa L. das Selbstbestimmungsrecht der Nationen für leeren Schall. Aber wenn die Sozialisten diesem Prinzip folgen würden, dann sei das ein falscher Weg, meinte Rosa Luxemburg 
.

In Rosas Worten lässt sich das Gemeinsame in der Politik der linken Sozialdemokraten verfolgen, u.z. man sollte die Arbeiter zum Klassenkampf auffordern. Die Freiheitsbewegung konnte aber nach ihren Worten die Arbeiter von ihren Hauptaufgaben ablenken.

Wenn die Nationalbewegung von den Volksmassen unterstützt würde, so würden sie zusammen mit der Bourgeoisie um ihren Nationalstaat kämpfen, was auch 1920 in Polen erfolgte. Und so ein  Bündnis wäre nach der Sozialistischen Theorie unzulässig. Deshalb hielt Rosa dieses Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen für eine nichts bedeutende Phrase.

Rosa Luxemburg meinte, keine Nation habe das Recht auf die Selbstbestimmung und die Lostrennung, solange der Kapitalismus existiert. Sie sagte auch, sowas sei möglich, nur wenn die Weltrevolution siegen würde
.

Auch wenn Polen das Recht auf die Selbstbestimmung  bekommen würde, dann sollte die lokale gesetztgebende Versammlung das letzte Wort haben und es bestimmen, ob Polen unanhängig sein dürfte oder nicht,  wie der autonome Staat hierarchisch aufgebaut werden sollte usw. Nur die polnische gesetztgebende Versammlung sollte die Entscheidung treffen, ob Polen ein Teil Russlands bliebe oder unabhängig würde
. D.h. die Nationalfrage sollte gesetzlich geregelt werden und nicht durch einen revolutionären Kampf, welchem die Spontanität zugrunde liegt.

Auch nach der Oktoberrevolution änderte Rosa Luxemburg ihre Meinung nicht. Das bestätigt das Manuskript ihres Buches über die russische Revolution. Darüber, wie das Manuskript gefunden wurde, und den Text selbst kann man im Buch „R. Luxemburg. Zu Sozialismus und russischer Revolution: ausgewählte Artikel, Reden, Briefe“ 
 lesen. In diesem Wetk beschuldigt R. Luxemburg die Bolschewiki dessen, Russland in den Abgrund abstürzen und zerfallen zu lassen. Sie schrieb, die Bolschewiki selbst haben zur Verschärfung der Lage in Russland beigetragen, nachdem sie ihre Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen in ihrem Parteiprogramm gestellt hatten
.  Rosa L. macht ihre Leser auch darauf aufmerksam, dass Finnland, Polen und baltische Länder unabhäbgig von Russland wurden, aber die ihnen geschenkte Freiheit nutzten sie dafür, um sich den Feinden der russischen Revolution anzuschließen und ein Bündnis mit dem deutschen Imperialismus zu schließen
.

Somit versucht Rosa Luxemburg wieder zu beweisen, dass die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen zur Trennung der Nationen beiträgt. Die Nationalbewegung lenke dabei das Proletariat vom Klassenkampf ab, weil die Arbeiter in diesem Kampf die Nationalbourgeoisie unterstützen würden
.

Rosa Luxemburg zieht auch folgende Schlussfolgerung: Eben die Nationalbewegung trennte das lokale Proletariat von Russland, lähmte seine Aktivität und übergab es der lokalen Bourgeoisie.

Deshalb hielt Rosa das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen für kontrrevolutionär und in der bürgerlichen Gesellschaft kaum anwendbar. Der Internationalismus war für Rosa Luxemburg viel wichtiger als der Patriotismus und die nationalen Interessen nicht nur der Polen, sondern auch aller anderen Völker des Russischen Reiches.

Dieselbe Meinung vertrat noch ein linker Sozialdemokrat, der auch wie Rosa Luxemburg Mitglied der SDKPiL und der SPD war. Das ist Karl Radek. Radek lehnte auch das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen ab, dabei meinte er auch, dass eine solche Forderung das Proletariat vom richtigen Weg abbringe und die Nationabewegung fördern würde. Er war auch damit nicht einverstanden, dass die Aufgabe der Sozialdemokratie Unterstützung jedes Kampfes um die Unabhängigkeit sei
. Da gibt es einen Widerspruch. Eineseits konnte das Proletariat keine Freiheit im kapitalistischen System erlangen. Aber andererseits war nach Radeks Worten nicht jede Unabhängigkeit erforderlich. Das heißt, einige brauchen Freiheit, die anderen können noch darauf waren?! Das war eine typische Haltung der meisten linken Sozialdemokraten zur Nationalfrage, was später als Vorbild eines Verteilungssystems diente.

Radek sagte, man solle fortschreiten und zum Sozialismus übergehen und nicht in die Vergangenheit zur Existenz der Nationastaaten zurückkehren
. Somit kommt er auf die Idee der Weltrevolution und der Gründung eines Weltstaates, wo es keine Grenzen und keine Nationalitäten gibt. Diese Ideen prägten auch seine weitere Tätigkeit.

Der Wissenschaftler Jurki Aivonen aus Finnland setzt sich in diesem Zusammenhang mit 5 Beweisgründen Radeks für seine Ablehnung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen auseinander:

1. Die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen wurde nie in der bürgerlichen Gesellschaft gestellt, so Radek. Aber die Bourgeoisie könnte auf indirekte Weise sich die Lösung der Nationalfrage zunutze machen. Deshalb blieben für ihn solche Forderungen rissischer Demokraten leerer Schall.

2. Das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen sei in einer sozialistischen Gesellschaft kaum anwendbar, denn Sozialismus trage zur Abschwächung der nationalen Unterdrückung bei und löse alle Klassenkonflikte, so Radek. In einer sozialistischen Gesellschaft verwandelt sich jede Nation in eine kulturelle und sprachliche Gemeinschaft. Die ganze Bevölkerung würde sich an der Beschlussfassung beteiligen. Dann brauche niemand ein Selbstbestimmungsrecht.

3. Radek schrieb auch über taktische Folgen, wenn  die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen erfüllt würde. Die Volksmassen bekommen dann einen Eindruck, dass auch im kapitalistischen System eine Selbstbestimmung möglich wäre. So könnte revolutionäre Praxis durch Reformen ersetzt werden.

4. Radek meinte auch, dass konkrete Situationen nicht immer unter Bezugnahme auf die Werke von Marx bewertet werden sollten. Aber es sei zu betonen, dass alle Sozialisten gegen  Unterdrückung jeder Art auftraten.

5. Seit den 90-er Jahre des 19. Jhs. lehnten die polnischen Sozialdemikraten das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts der Nationen ab. Seit 1903 waren sie auch gegen die Selbstbestimmung in der russischen Sozialdemokratie.

Somit zieht Jurki Aivonen folgende Schlussfolgerung: Radek lässt die polnische Nationalfrage außer Acht und protestiert zusammen mit Bucharin und Pjatakow gegen Lenins Nationalpolitik
.

Radek definiert den Begriff „Nationalismus“ ziemlich breit. Nationalunterdrückung  bedeutete für ihn nationale Unterdrückung auf der ganzen Welt, deshalb sollte dagegen auf der ganzen Welt gekämpf werden. Radek schrieb in diesem Zusammenhang, der Kampf gegen nationale Unterdrückung solle ein Teil des sich immer verschärfenden Klassenkampfes sein, dessen Ziel der Umbau des Kapitalismus und der Aufbau des Sozialismus ist.

In der Frage der Annexionen wollte Radek keinen Kampf um illusorisches  Selbstbestimmungsrecht der Nationen im Rahmen des Kapitalismus führen und die Sozialisten kein Bündnis mit imperialistischen Regierungen schließen lassen. Radek forderte das Proletariat zum revolutionären Massenkampf gegen den Kapitalismus, gegen Unterdrückung jeder Art auf. Das war sozusagen Radeks Programm, dessen Schwerpunkte er auch später konsequent verfolgte
.

Radek plädierte  dabei für die Abschaffung der Nationen, damit sie sich zusammenfließen. Somit versuchten die linken Sozialdemokraten Millionen von Menschen die schlechtesten  zwischen-menschlichen Beziehungen aufzuderängen, indem sie die nationalen Unterschiede nivellieren wollten.
1916 wurde in der „Arbeitspolitik“ eine Artikelreihe „Staat, Nation, Imperialismus und Sozialdemokratie“ von K. Radek veröffentlicht. In 10 Ausgaben dieser Wochenzeitschrift präzisierte Radek seinen Standpunkt zur Nationalfrage, den er früher im Gutachten über R. Luxemburgs Broschüre dargelegt hatte.

Das Proletariat soll internationale sozialistische und nicht nationale bürgerlich-demokratische Aufgaben verfolgen. Für Radek endeten alle Nationalkriege 1871, deshalb hielt er einen neuen Nationalkrieg im 20. Jh. für unmöglich
.  Dabei wollte er es nicht zugeben, dass die SDKPiL 1905/07 einen Fehler begangen hatte, indem sie in der bürgerlich-demokratischen Etappe der Revolution die Nationalbewegung in Polen nicht unterstütz hatten
.

K. Radek beschuldigte die deutsche Sozialdemokratie dessen, dass sie im Kampf um die Arbeitsmasse Klasseninteressen den nationalen unterordnete. Die deutsche Sozialdemokratie hielt das  sogar für eine Beleidigung, wenn ihnen vorgeworfen wurde, nicht patriotisch genug zu sein.

Radek sagte in diesem Zusammenhang, die deutsch Sozialdemokratie beuge sich vor Nationalen Tendenzen
. Dabei hat er ein neues Problem dargestellt. Die Analyse moderner sozialistischer Literatur lasse zwei entgegengesetzte Tendenzen beobachten: Einerseits muss man die Stärke der nationalen Tendenz berücksichtigen. Andererseits muss die sozialistische Theorie sie nicht berücksichtigen. Fast dasselbe hatte 1908 auch R. Luxemburg  gesagt. Somit hielt Radek die Natinalfrage für den Stein des Anstoßes für Sozialisten. Und alle Versuche, dieses Problem zu lösen, selbst von begabtesten und flexiblen PolitikerInnen, würden erfolglos bleiben.

Radek meinte dabei, wenn irgendwo das Nationalproblem gelöst würde, dann sollte der Internationalismus seine Niederlage erleiden
. Dabei gab es Radek zu, dass die Linken die Verbreitung radikaler Stimmung unter den Arbeitern überschätzt hatten,   weil die Arbeiter ihr Vaterland an der Front des 1. Weltkrieges verteidigen wollten
.

Die linken Sozialdemokraten setzten sich besonders intensiv mit der Nationaltheorie Lenins auseinander.

Lenin ging in seiner Theorie davon aus, dass die Arbeiter keine Heimat haben, deshalb lehnte er die national-kulturelle Autonomie ab.

Für Lenin war der Kampf um den richigen Demokratismus und die Abschaffung aller nationalen Privilegien am wichtigsten. Er wollte auf solche Weise deutschsprachige Arbeiter in Russland mit denen anderer Nationen vereinigen, damit sie um internationalen Sozialismus zusammen kämpfen würden. Demokratische Losungen (Gründung der Republik, einer Miliz, allgemeine Wahlen) tragen zur Vereinigung des Proletariats über die nationalen und "völkischen" Grenzen hinaus und zur Gründung echter Demokratie bei. Aber das Prinzip der national-kulturellen Autonomie trenne nach Lenins Worten das Proletariat verschiedener Nationen und verbinde es mit reaktionären Elementen und der Nationalbourgeoisie einiger Nationen
. 

Aber warum wollte Lenin die national-kulturelle Autonomie für einige Nationen in Österreich oder die Autonomie der Juden nicht anerkennen? Warum war er über die Forderung nach der Unabhängigkeit Polens so empört?

Erstens, weil er die Trennung des Proletariats befürchtete. Deshalb sollten alle Vertreter der Nationen, die für das Selbstbestimmungsrecht der Nationen plädierten, heftig kritisiert werden.

Zweitens bezeichnete Lenin die Haltung einiger Kleinstaaten zur Nationalrage als „verschleppte polnische Krankheit“.

Als Vorbilder dafür konnten nach Lenins Worten zwei Länder dienen: Polen und Holland
:
1. Beide Länder waren im Vergleich zu Großmächten klein und hilfslos.
2. Die geographische  Lage dieser Länder war ungünstig: zwischen mächtigen imperialistischen Raubstaaten (zwischen Großbritannien und Deutschland, zwischen Russischem Reich und Preußen), die dabei miteinander heftig wetteiferten.
3. In beiden Ländern waren die Erinnerungen an die Zeit, als diese Staaten selbst Großmächte gewesen waren, ganz frisch, z.B. Polen war früher besser kulturell entwickelt und mächtiger als Russland und Preußen.
4. Beide Länder blieben doch Unterdrückernationen: der polnische Gutsbesitzer unterdrückte ukrainische und weißrussische Knechte, der polnische Bourgeois – judische Arbeiter usw.

Deswegen sprach Lenin über die eigenartige Haltung polnischer und holländischer Sozialdemikraten zur Nationalfrage, die mit Besonderheiten der Entwicklung ihrer Nationen verbunden war.
Aber Lenins Haltung zum Lostrennungsrecht war auch eigenartig. Er sagte, das Selbstbestimmungsrecht sei das beste Mittel gegen das idiotische System  von Kleinstaaten und gegen die Nationalabsonderung, die aber zum Glück durch kapitalistische Entwicklung der Länder stets verhindert werde
.

Lenins Auslegung des Selbstbestimmungsrechts ist auch von großem Interesse. Er sagte in diesem Zusammenhang, die Bolschewiki fordern das Selbstbestimmungsrecht, die Unabhängigkeit und die Freiheit für unterdrückte Völker. Sie träumen aber nicht von wirtschaftlicher Zersplitterung oder vom System der Kleinstaaten. Im Gegenteil wollen die russischen Sozialdemokraten, dass Großstaaten blieben, sie wollen Annäherung aller Länder und sogar das Zusammenfließen der Nationen erreichen. Aber all das sollte im internationalen Sinne erfolgen, was ohne Selbstbestimmungsrecht kaum möglich wäre
. 

Wollte Lenin wirklich, dass das Selbstbestimmungsrecht für alle Völker gilt? Nein. Das war nur ein taktisches Manöver.

1916 sagte Lenin, das Selbstbestimmungsrecht der Nationen bedeutet ausschließlich das Recht auf Unabhängigkeit im politischen Sinne, auf die Freiheit der politischen Abtrennung von der unterdrückenden Nation. Sie ist nur ein folgerichtiger Ausdruck für den Kampf gegen jegliche nationale Unterjochung.

Diese Forderung politischer Demokratie bedeute eigentlich Agitationsfreiheit für die Lostrennung und die Lösung der Frage der Lostrennung vom Referendum der jeweiligen Nation. Somit war die Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht der Nationen keine Forderung nach der Lostrennung einer Nation und der Zersplitterung  eines Landes
. 
Das beweisen auch andere Worte Lenins, die Bolschewiki seien für das Lostrennungsrecht und nicht für die Lostrennung der Nationen. Die Lostrennung sei nicht ihre Absicht, sie plädierten nicht dafür. Eigentlich seien die Bolschewiki gegen die Lostrennung der Nationen
.
So kann man sehen, diese Worte waren leerer Schall, laute revolutionäre  Phrasen,  wofür Lenin selbst Radek kritisierte.

In seinem Brief an Schaumjan betonte Lenin, dass das Selbstbestimmungsrecht der Nationen nicht das Recht auf die Gründung der Föderation bedeute.

 
Nach Lenins Worten sei eine Föderation eine Vereinigung von ebenbürtigen Nationen, die sich miteinander verständigen könnten und in allen Fragen unterstützen würden. Aber russische politische Tradition war die Staatsleitung aus einem politischen Zentrum, deshalb war Lenin gegen jede Föderation und für einen Unitarstaat.
Er sagte dazu, die Bolschewiki seien prinzipiell gegen die Föderation, denn sie schwäche wirtschaftliche Beziehungen ab. Das sei kein guter Staatstyp für sie
. 

Die Haltung der Bolschewiki zum föderativen Staatsbau wurde durch Lenins  Auslegung dieses Problems geprägt.

Sowohl Polen, als auch Österreich-Ungarn, Russland, Tschechien und andere Staaten hatten bestimmte Regionen,  die von einer Nation bevölkert wurden. Dann wäre es schwierig, sie zu verwalten, wenn sie eine Autonomie bekämen und vollberechtigte Mitglieder einer Föderation würden.

Lenin sowie Marx und Engels hielten den föderativen Staatsbau entweder für ein Hindernis für die Staatsentwicklung oder unter bestimmten Bedingungen für den Übergang zum Aufbau einer zentralisierten Republik. Im letzten Fall sollte die Nationalfrage gelöst werden, indem die Föderation als Übergangsform zur Gemeinschaft aller Werktätigen galt
.

 
Die Anerkennung des Selbstbetimmungsrechts bedeute aber nicht die Anerkennung des föderativen Staatsaufbaus, so Lenin 1916. Aber eben nach dem föderativen Prinzip wurde von ihm persönlich 1922 die Sowjetunion  aufgebaut.

Lenin setzte sich ständig mit Rosa Luxemburg und Radek auseinander, die seine  Haltung zur Nationalfrage nicht verstehen konnten
. Aber es sei zu betonen, dass für die Linken die Nationalfrage nur eine Nebenbedeutung hatte. Das war ihr größter Fehler
.

In seinem Werk „Das revolutionäre Proletariat und das Selbstbestimmungsrecht der Nationen“ definierte Lenin das Selbstbestimmungsrecht der Nationen vom revolutionären Standpunkt aus: Das sollte für die Sozialdemokraten das Recht der unterdrückten Nationen auf Lostrennung bedeuten, für die Sozialdemikratie der unterdrückten Nationen – die Vereinigung und den freiwilligen Zusammenschluß der Arbeiter der unterdrückten Nationen mit den Arbeitern der unterdrückenden Nationen. Sonst würden diese Sozialdemokraten, nach Lenins Worten, zu Verbündeten der nationalen Bourgeoisie
.

Lenin betonte dabei, die Hauptaufgabe des nationalen Parteiprogramms der Sozialdemokraten sollte vor allem der Kapmf gegen den Großmachtchauvinismus sein.

Somit lassen sich aus diesem Überblick folgende Schlussfolgerungen ableiten:

1. Rosa L. und die anderen linken Sozialdemokraten waren international gesinnt, deshalb waren sie an der Lösung nationaler  Probleme ihrer eigenen Völker nicht interessiert.   Für sie war kosmopolitisches Denken typisch.

2. Die Linken überschätzten den Grad der Internationalisierung des Proletariats und unterschätzten die Nationalfrage. Die Nationalfrage war für sie entwerder nur eine politische Losung oder wurde von ihnen völlig abgelehnt. Das war ihr strategischer Fehler.

3. Rosa Luxemburg als intelligente Marxistin lehnte das Selbstbestimmungsrecht der Nationen ab, indem sie von der  hypotetischen Bruderschaft der Völker träumte. Sie wusste aber nichts über nationale Interessen und Probleme dieser Völker, die sie nicht nur zum revoluzionären Kampf, sondern auch zum blutigen Bürgerkrieg aufforderte. Deshalb konnte sie auch den Patriatusmus der deutschen Sozialdemokraten nicht verstehen.

4. Die Linken lehnten das Selbstbestimmungsrecht der Nationen ab. Aber somit traten sie für die Erhaltung der Reiche, die sie selbst zerstören wollten. Deshalb war für Rosa L. das Beste für Polen nur mit dem Russchischen Reich verbunden. So ein theoretischer Paradox!
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